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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, Spranger, Erhard 
(Bad Schwalbach), Schwarz, Wohlrabe, Dr. Müller, Dr. Wittmann (München), 
Dr. Jentsch (Wiesbaden), Gerster (Mainz) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 8/953 — 

„Russell-Tribunal über die Repressionen in der Bundesrepublik Deutschland" 

Der Bundesminister des Innern — ÖS 2 — 624 300 — R/21 — hat mit 
Schreiben vom 18. November 1977 die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Vorbemerkung 

In der Bundesrepublik Deutschland gilt die freiheitlichste Ver-
fassung der deutschen Geschichte. Sie verpflichtet alle staatliche 
Gewalt auf die Achtung und den Schutz der Menschenwürde, 
gewährleistet jedem das Recht auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit und verbürgt ihm die ins Grundgesetz aufgenommenen 
Menschenrechte. Diese Verfassung bestimmt die rechtsstaatliche 
Wirklichkeit in der Bundesrepublik Deutschland, in der jedem 
Bürger ein Höchstmaß auch an gerichtlichem Schutz gewährt 
wird. 

Die Bundesregierung sieht zwar keinen Anlaß, die mit dem Tri-
bunal offenkundig angestrebte Diffamierung der Bundesrepublik 
Deutschland überzubewerten, sie hält jedoch die Veranstaltung 
eines solchen Scheinverfahrens gegen unser Land, ausgerechnet 
durch Kräfte, die seine Grundordnung ablehnen, für eine Ver-
höhnung unseres freiheitlichen Rechtsstaates und des politischen 
Willens der ganz überwältigenden Mehrheit unserer Bevölke-
rung, wie er in Wahlen immer wieder zum Ausdruck kommt. 
Das gestörte Verhältnis der das Tribunal tragenden Personen 
zur politischen Wirklichkeit zeigt sich schon in dem eklatanten 
Widerspruch, daß hier einerseits die angebliche politische Unter-
drückung und Unfreiheit in der Bundesrepublik Deutschland an- 
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geprangert, andererseits aber die in unserem Land bestehende 
Freiheit selbst für extremistische Aktivitäten genutzt wird, ein 
solches Tribunal hier durchzuführen. 

1. Sind der Bundesregierung die Vorbereitungen für ein soge-
nanntes Russell-Tribunal über die Repression in der Bundes-
republik Deutschland bekannt? 

Die private Bertrand Russell Peace Foundation Ltd., Sitz: Gamble 
Street, Nottingham/England, hat bisher zwei sogenannte Russell-
Tribunale durchgeführt: das erste 1966/1967 nach Verbot seiner 
Durchführung in-  Frankreich in Stockholm unter dem Präsidium 
von Jean Paul Sartre über „Kriegsverbrechen in  Vietnam",  das 
zweite 1973/1976 in Brüssel und Rom unter dem Präsidium von 
Leilo Basso über „Unterdrückung in Brasilien, Chile und Latein-
amerika". Nunmehr will sie eine dritte, wieder als Tribunal be-
zeichnete Veranstaltung über angebliche politische Unterdrük-
kung und Menschenrechtsverletzung in der Bundesrepublik 
Deutschland durchführen. Dazu ist der Bundesregierung folgen-
des bekannt: Seit 1976 bemühen sich insbesondere deutsche 
linksextremistische Gruppen vornehmlich aus dem Bereich der 
„Neuen Linken" darum, mit Hilfe der Russell-Foundation eine 
internationale Kampagne gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land und ihre freiheitlich rechtsstaatliche, demokratisch legiti-
mierte Staatsordnung in Gang zu setzen. Zu diesem Zweck be-
reiten sie eine als 3. Russell-Tribunal bezeichnete Veranstal-
tung vor. 

Das „Sozialistische Büro" (SB), Offenbach, das die „revolutio-
näre Umwälzung" unmittelbar, ohne Beschreitung des parla-
mentarischen Weges erreichen will (s. Verfassungsschutzbericht 
1976, S. 106), führte im Juni 1976 in Frankfurt einen „Anti-
repressionskongreß" durch. Das SB und der weitgehend konspi-
rativ arbeitende, Gewalt befürwortende, revolutionäre „Kom-
munistische Bund" (KB) (s. Verfassungsschutzbericht 1976, S. 
101) befürworteten den von der französischen „Partie Sozialiste 
Unifie" (PSU) diesem Kongreß unterbreiteten Vorschlag, beim 
Aufbau eines „Internationalen Komitees gegen Berufsverbote" 
mitzuwirken. 

In weiteren Treffen mit Vertretern der Russell-Foundation, auf 
denen von deutscher Seite u. a. teilnahmen: das Sozialistische 
Büro, der Kommunistische Bund, die trotzkistische „Gruppe 
Internationale Marxisten" (GIM) (vgl. Verfassungsschutzbericht 
1976, S. 102) und Mitarbeiter des „Informationsdienstes zur 
Verbreitung unterbliebener Nachrichten" (ID), der insbesondere 
durch Veröffentlichungen von Erklärungen und Stellungnahmen 
terroristischer Gruppen, Äußerungen von Terroristen und Be-
kenntnissen zu Terrorakten, Aufrufen zu Spenden und anderen 
Unterstützungsaktionen zugunsten der inhaftierten terroristi-
schen Gewalttäter bekanntgeworden ist (vgl. Verfassungs-
schutzbericht 1976, S. 118), wurde beschlossen, ein „Tribunal 
gegen die Repression in der BRD" durchzuführen. Folgendes 
taktische Vorgehen wurde vereinbart: 
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a) In den westeuropäischen Ländern wird eine öffentliche Dis-
kussion entfacht, bei der die Russell-Stiftung in zahlreichen 
Resolutionen gebeten werden soll, ein „Tribunal gegen Re-
pression in der BRD" durchzuführen; 

b) daraufhin erfolgt ein Aufruf der Russell-Stiftung, ein „Tribu-
nal" abzuhalten; 

c) in möglichst vielen Ländern werden nationale Unterstüt-
zungskomitees gegründet. 

Am 1. Februar 1977 rief dann diesen Plänen entsprechend die 
Russell-Foundation auf, ein „Tribunal gegen Repression in der 
BRD" vorzubereiten. In dem Aufruf wird um weltweite Unter-
stützung des „Russell-Tribunals" gebeten und gefordert, „Natio-
nale Unterstützungskomitees" zu bilden, die die finanziellen 
Mittel für das Tribunal aufbringen und dokumentarisches Mate-
rial über Repression sammeln sollen. Bereits zuvor, am 8. Ja-
nuar 1977, hatte sich in der Bundesrepublik Deutschland ein 
„Initiativausschuß zur Unterstützung eines Russell-Tribunals" 
konstituiert. 

Zahlreiche Konferenzen zur Vorbereitung des Tribunals haben 
stattgefunden u. a. am 26./27. März in Frankfurt, am 7./8. Mai in 
Hamburg, am 13. Juni in Berlin und am 25./26. Juni 1977 in 
Göttingen. 

In dem Initiativausschuß und verschiedenen Unterstützungs-
komitees kam es zwischen beteiligten Gruppen zu derzeit noch 
anhaltenden Meinungsverschiedenheiten über die taktische 
Marschroute. 

Dem SB kam es auf eine breite Unterstützung des Tribunals 
durch „radikaldemokratische Kräfte" aus Gewerkschaften, 
Kirche, Kultur und auch demokratischen Parteien an. 

— Die GIM forderte, neben Gruppen der „Neuen Linken" auch 
die DKP sowie „demokratische" Kräfte für das Tribunal zu 
gewinnen. Im übrigen verlangte sie, das Tribunal auf die 
„Berufsverbote" zu beschränken. 

— KB und ID verlangten demgegenüber ein von den Vorstel-
lungen der „Neuen Linken" bestimmtes Tribunal. 

— Die KB forderte außerdem, das Tribunal müsse die seiner 
Ansicht nach zunehmende faschistische Tendenz in der Bun-
desrepublik Deutschland behandeln. 

Im Mai 1977 hat die Russell-Foundation ein „vorläufiges Sekre-
tariat" mit Sitz in Berlin (West) eingerichtet. Eine der Hauptauf-
gaben des Sekretariats ist nach dem Willen der Russel-Founda-
tion die Sichtung des „belastenden Materials" und dessen Auf-
bereitung für das Tribunal, das nach Erklärungen des Sekreta-
riats in seinem vierten und fünften Rundbrief Anfang 1978 mit 
seinen öffentlichen Sitzungen beginnen soll. Laut einer Grün-
dungserklärung vom 16. Oktober 1977 hat das dritte Internatio-
nale Russell-Tribunal von diesem Tage an seine Arbeit auf-
genommen. Die Russell-Foundation hat ein internationales 
„Richter"-Gremium für das Tribunal berufen. Diese Jury ist im 
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Oktober zu einer ersten internen Sitzung zusammengetreten. 
Auf einer Pressekonferenz am 28. Oktober 1977 in Bonn wurden 
die Namen der in der Öffentlichkeit zum Teil bereits in anderem 
Zusammenhang bekanntgewordenen 26 Jury-Mitglieder und der 
fünf Beiratsmitglieder mitgeteilt. Ferner wurden die Gründungs-
erklärung vom 16. Oktober 1977 u. a. mit folgenden Fragen, die 
das Tribunal vornehmlich, wenn auch nicht ausschließlich, be-
handeln will, bekanntgegeben: 

— Wird Bürgern der Bundesrepublik auf Grund ihrer politi-
schen Überzeugung das Recht verwehrt, ihren Beruf aus-
zuüben? 

— Wird durch straf- und zivilrechtliche Bestimmungen und 
durch außerrechtliche Maßnahmen Zensur ausgeübt? 

— Werden Grund- und Menschenrechte im Zusammenhang von 
Strafverfahren ausgehöhlt oder eliminiert? 

Diese Fragestellung läßt es zu, die meisten der bisher als „An-
klagepunkte" vorgeschlagenen Themen zu behandeln: 

„Berufsverbote" und deren Ausweitung über den öffent-
lichen Dienst hinaus; 

Einschränkung der Rechte der Verteidiger und Strafgefan-
genen; 

Abhör- und Lauschaktionen; 

neue Polizeigesetze; 

strafrechtliche Verfolgung politischer Meinungsäußerungen; 

Verfolgung der Gegnerinnen und der Gegner des § 218 StGB. 

Die zur Begründung angeblicher Menschenrechtsverletzungen 
und der vorgeschlagenen Themen zirkulierenden Unterlagen 
sind zum Teil mit Kampfschriften und Parolen aus dem Bereich 
von Unterstützern des Terrorismus identisch (z. B. die von zwölf 
Russell-Initiativgruppen herausgegebene Schrift „Klassenkrieg 
in der BRD - Interview aus Stammheim"). 

Wie sich überhaupt zeigt, daß terroristische Gewalttäter und sie 
unterstützende Gruppen das Tribunal nutzen, um ihre kriminel-
len Ziele zu fördern. Auch andere das Tribunal unterstützende 
Gruppen, die sich zumindest verbal von terroristischen Gewalt-
akten distanzieren, tragen durch ihre verzerrte, die Wirklichkeit 
grob entstellende Darstellung der Verhältnisse in unserem Land 
dazu bei, ein geistig-politisches Klima zu schaffen, das terrori-
stischen Gewalttaten Vorschub leistet. 

2. Wie beurteilt sie 
a) die von den verschiedenen Vorbereitungsgruppen angege-

benen „Tatsachen" über Menschenrechtsverletzungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, die als Anlaß des Tribunals 
genannt werden, 

b) die politische Zielsetzung der wichtigsten Personen und 
Gruppen, die sich für das „Tribunal" einsetzen? 

Keine der zur Untermauerung der erhobenen Vorwürfe vorge- 
tragenen Behauptungen vermag eine Menschenrechtsverletzung 
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zu belegen.  Die staatlich en Maßnahmen, gegen die sich das Tri-
bunal aussprechen soll, basieren auf Verfassung und Gesetz. 
Bewußt verzerrende Behauptungen und ungerechtfertigte Vor-
würfe sind typisch für die Agitation linksextremistischer Grup-
pen. Dabei sollen durch ein Aufgreifen von Fragen und Pro-
blemen, die auch demokratische Gruppen — zum Teil kontro-
vers — diskutieren, Angehörige dieser Gruppen zur Mitwirkung 
gewonnen werden. Diese Zusammenarbeit mit demokratischen 
Kräften wird angestrebt, um die Isolierung linksextremistischer 
Gruppen zu überwinden und ihnen zu einer breiteren Basis zur 
Durchsetzung ihrer politischen Vorstellungen zu verhelfen. An-
gesichts dieser bekannten und leicht durchschaubaren Strategie 
der Aktionseinheit ist es völlig unverständlich, wie sich auch 
Mitglieder demokratischer Gruppen zum Handlanger von poli-
tischen Aktivitäten machen können, die ganz andere Ziele 
haben, als die Stärkung unserer freiheitlich demokratischen 
Grundordnung. 

3. Ist es richtig, daß zu den vorbereitenden oder die Vorbereitung 
unterstützenden Personen, Gruppen und Organisationen unter 
anderem 
— Sympathisanten anarchistischer Gewalttäter wie der „Infor-

mationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten" 
und Mitglieder des ihn stützenden Beirats wie die Schrift-
steiler Y. Karsunke, J. Roth, G. Zwerenz und der Theologe 
Prof. Gollwitzer, 

— Gruppen der Neuen Linken, wie der „Kommunistische 
Bund" oder „GIM", 

— Organisationen aus dem Bereich der orthodoxen Kommu-
nisten wie die Berliner „Arbeitsgemeinschaft von Demokra-
ten und Sozialisten" und die kommunistisch beeinflußte 
„Deutsche Friedensgesellschaft / Vereinigte Kriegsdienst-
gegner", 

— unabhängige Sozialisten wie das „Sozialistische Büro", 
Offenbach, sowie 

— Mandatsträger, sonstige Mitglieder oder politisch Verbun-
dene demokratischer Parteien wie Stadtverordnete von 
SPD und FDP, die Deutschen Jungdemokraten, der Libe-
rale Hochschulverband Hannover und Göttingen, die Jung-
sozialisten UB Hannover, die Juso-Hochschulgruppen 
Hannover und Bielefeld 

gehören? 

Die bekanntgewordenen schriftlichen Unterlagen über die Vor-
bereitung des Tribunals führen die genannten Personen und 
Gruppen auf. 

Allerdings . bestehen Anzeichen dafür, daß bei einzelnen Per-
sonen und Gruppen ein Prozeß zur Überprüfung ihrer Unter-
stützung des Russell-Tribunals in Gang gekommen ist. So haben 
die Deutschen Jungdemokraten, die die Durchführung des Tri-
bunals zwar nach wie vor ausdrücklich begrüßen, ihre Unter-
schrift unter den Aufruf der Bertrand-Russell-Peace-Foundation 
und ihre Unterstützung für die Durchführung des Tribunals, 
wenn auch mit der bemerkenswerten Begründung, andernfalls 
sei wegen der in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden 
politischen Repression die Existenz des Verbandes in elemen-
tarer Weise gefährdet, zurückgezogen. 



Drucksache 8/1205 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

4. Gilt die Auffassung der Bundesregierung, „daß eine Zusammen-
arbeit mit Kommunisten erfahrensgemäß deren revolutionäre 
Ansätze fördert, die eigene politische Position jedoch schwächt", 
mindestens sinngemäß auch für die Zusammenarbeit bei der 
Vorbereitung des „Russell-Tribunals" ? 

Ja, im übrigen verweise ich auf die Antwort zu Frage 2. 

5. Was hat die Bundesregierung bisher, öffentlich oder nicht 
öffentlich, unternommen, um die sich nicht zum Bereich des 
Linksextremismus zählenden Personen und Gruppen, welche 
sich an der Vorbereitung des „Russell-Tribunals" beteiligen, 
über den politischen Charakter dieses Unternehmens und der 
übrigen sich beteiligenden Gruppen aufzuklären und auf sie mit 
dem Ziel ihrer Distanzierung von dem Unternehmen einzu-
wirken? Was wird sie zum gleichen Zweck noch tun? 

Die Bundesregierung hat wiederholt auf die verfassungsfeind-
liche Zielsetzung der das Tribunal initiierenden Gruppen der 
„Neuen Linken", auf ihre Agitation mit den immer wiederkeh-
renden, nunmehr auch zur Behandlung durch das Tribunal vor-
gesehenen Themen sowie auf die Strategie der Aktionseinheit 
und die damit für die Demokratie grundsätzlich verbundenen 
Gefährdungen u. a. in den jährlich vorgelegten Verfassungs-
schutzberichten hingewiesen. Sie hat darüber hinaus in dem 
vom Bundesminister des Innern herausgegebenen Informations-
dienst Innere Sicherheit die Öffentlichkeit bereits am 8. August 
1977 mit einem ersten Bericht über die Planungen für ein drittes 
Russell-Tribunal sowie seine Hintergründe informiert. 

Die Bundesregierung nimmt auch die ihr durch diese Anfrage 
gegebene Gelegenheit wahr, öffentlich darauf hinzuweisen, 
welche Ziele die das Tribunal vorbereitenden linksextremisti-
schen Gruppen verfolgen. 

Ihr weiteres Vorgehen im einzelnen macht die Bundesregierung 
von der künftigen Entwicklung abhängig. 

6. Hat eine etwaige Tätigkeit der Bundesregierung im Sinne der 
Frage 5 bisher irgendwelche greifbaren Erfolge gehabt? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß nicht zuletzt dank 
ihrer Aufklärungsarbeit das Tribunal von der Bevölkerung als 
ein von mangelnder Tatsachenkenntnis oder von bewußter 
Falschdarstellung getragener Versuch durchschaut wird, die 
Bundesrepublik Deutschland herabzusetzen. 


